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Auf einen Blick

Vor 20 Jahren haben 51,8 Prozent der Abstimmenden Ja gesagt zum 
Krankenversicherungsgesetz (KVG). Ein knapper Entscheid, der sich 
jedoch bewährt hat. Denn drei Viertel der Bevölkerung ziehen heute eine 
positive KVG-Bilanz, obwohl eines der vier Ziele des neuen Gesetzes 
nicht erfüllt wurde. Die Bruttoleistungen der Krankenversicherer sind 
um 95 Prozent gestiegen bei einer Wirtschaftsentwicklung (BIP) von 
lediglich 51 Prozent. Damit ist die Kosteneindämmung nicht erreicht. Wie 
kann ein Gesetz derart beliebt sein, das eines der Ziele klar verfehlt?

Die Antwort liegt in den anderen drei Zielen, die allesamt erreicht wurden: 
Erstens versprach das neue Gesetz, Lücken im Grundversicherungskatalog zu 
füllen. Dies ist mit dem Einbezug der Pflege- und Spitexleistungen gelungen. 
Zweitens wurden dank der Kopfprämie die Geschlechter gleichgestellt. Das 
Instrument der Prämienverbilligung hat derweil die Solidarität zwischen Reich 
und Arm verwirklicht. Und drittens ist heute die freie Kassenwahl vollständig 
gewährleistet. Bei Unzufriedenheit mit der Kasse können die Versicherten per 
Ende Jahr unbürokratisch den Anbieter wechseln.

Die Wahlfreiheit ist das zentrale Element unseres Gesundheitssystems, das 
von der Bevölkerung sehr geschätzt wird und in diversen Abstimmungen 
stets bestätigt wurde. Nun ist diese Freiheit jedoch in Gefahr. In der 
zweiten Jahreshälfte stimmen wir nämlich über die Einheitskasse ab. Die 
Volksinitiative für eine öffentliche Krankenversicherung will die Kassenwahl 
beseitigen. Somit steht das gesamte Erfolgsmodell der Grundversicherung 
zur Disposition. Denn neben der Kassenwahl sind bei einer Einheitskasse 
auch andere Wahlmöglichkeiten gefährdet, beispielsweise die Wahl des 
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Leistungserbringers. Darüber hinaus vergrössert der neu geschaffene 
Monopolist die Bürokratie im System, was zu Mehrkosten führt. Die 
Umstellungskosten von geschätzten zwei Milliarden Franken kommen 
zusätzlich dazu. Ein solcher Systemwechsel wird deshalb auch das bisher 
unerfüllte Ziel der Kosteneindämmung nie und nimmer erreichen können.
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